Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3631 


Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebr achten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundsteuergesetzes 

— Drucksache IV/ 3351 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schlee 


Am 19. Mai 1965 in der 184. Plenarsitzung des 
Deutschen Bundestages wurde der Gesetzentwurf 
zur Änderung des Grundsteuergesetzes — Druck- 
sache IV/ 3351 — dem Finanzausschuß federführend 
und dem Ausschuß für Kommunalpolitik und Sozial- 
hilfe mitberatend überwiesen. Beide Ausschüsse be- 
handelten die Vorlage am 15. Juni 1965. 

Dienstgrundstücke und Dienstwohnungen der 
Geistlichen und Kirchendiener sind nach dem der- 
zeit geltenden Grundsteuerrecht in dem Umfang 
von der Grundsteuer befreit, in dem sie nach der 
früheren Landesgesetzgebung (Stichtag 1. April 
1938) von der Grundsteuer befreit waren (§ 4 Ziff. 5 
Buchstabe c des Grundsteuergesetzes). Nach der frü- 
heren Landesgesetzgebung bestand keine Grund- 
steuerbefreiung in Bayern, außerdem nicht in fol- 
genden Gebieten: ehemalige oldenburgische Ge- 
bietsteile einschließlich Lübeck, Gebiet des ehema- 
ligen Großherzogtums Hessen-Darmstadt, ehema- 
liges Gebiet Braunschweig. Schließlich wurde im 
Gebiet des ehemaligen Landes Preußen nur den 
Geistlichen und Kirchendienern der Evangelischen 
Landeskirchen und der Römisch-katholischen Kirche 
die Grundsteuerfreiheit gewährt. 

Die hiernach bestehende unterschiedliche Rechts- 
lage beruht auf dem Umstand, daß die früheren 
landesrechtlichen Grundsteuerbefreiungen als nega- 
tive Staatsleistungen im Sinne der Artikel 138, 173 
der Weimarer Verfassung angesehen werden und 
daher nicht ohne Ablösung beseitigt werden dürfen. 
Da die erwähnten Artikel der Weimarer Verfassung 
auch Bestandteile des Grundgesetzes sind (Artikel 

Bonn, den 


140), wurden die früheren landesrechtlichen Be- 
freiungen bei der Änderung des Grundsteuerrechts 
im Jahre 1951 wiederhergestellt bzw. aufrechterhal- 
: ten. 

; Diese Regelung wird von dem Kreis derjenigen 
, Kirchen, die danach nicht in den Genuß des Grund- 
steuerprivilegs kommen können, als Härte — na- 
mentlich unter dem Gesichtspunkt der Gleichbe- 
; handlung — ■ empfunden. Der Ausschuß ist daher zu 
; dem Ergebnis gelangt, daß dem von den Fraktionen 
! der CDU/CSU, FDP eingebrachten Antrag über den 
I Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grund- 
! Steuergesetzes stattgegeben werden sollte. Nach 
: dem Gesetzentwurf bleiben die nach früherem Lan- 
' desrecht bisher geltenden Grundsteuerbefreiungen 
! grundsätzlich bestehen; bis zu einer etwaigen spä- 
: teren Ablösung dieser (negativen) Staatsleistungen 
' sollen die nach der früheren Landesgesetzgebung 
^ von dom Privileg ausgeschlossenen Kirchen jedoch 
gleichgestellt werden. Entsprechend der Regelung 
des § 4 Ziff. 5 Buchstaben a und b des Grundsteuer- 
gesetzes Süll die Vergünstigung des § 4 Ziff. 5 Buch- 
I stabe c GrStG jedoch — abweichend von dem ein- 
I gebrachten Antrag — auf Dienstgrundstücke und 
Dienstwohnungen der Geistlichen und Kirchendie- 
ner beschränkt bleiben, die einer öffentlich-recht- 
lichen Religionsgeseilschaft angehören. Die jüdi- 
schen Kultusgemeinden werden daneben besonders 
genannt, weil es Fälle geben kann, in denen jüdi- 
sche Kultusgemeinden in einem Land ausnahms- 
weise nicht als öffentlich-rechtliche Religionsgesell- 
1 Schaft anerkannt sind. 


6. Juni 1965 


Schlee 

Berichterstatter 


Uruck: Bunncr Uiiivcrsilats-Buchdruckerei, 6J Buini 
Alleinvertrieb: ür. Hans Heger, 532 Bad Godesbeig, 
Postfach 821. Guethesliaße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/3631 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3351 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 16. Juni 1965 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal] 

Vorsitzender 


Schlee 

Berichterstatter 
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Drucksache IV/3631 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Grundsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Das Grundsteuergesetz in der Fassung vom 
10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 519), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Grund- 
steuergesetzes vom 24. März 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 155), wird wie folgt geändert; 

In § 4 Ziff. 5 Buchstabe c treten an die Stelle des 
Satzes 1 die folgenden Sätze; 

„c) Dienstgrundstücke und Dienstwohnungen der 
Geistlichen und Kirchendiener öffentlich-recht- 
licher Religionsgesellschaften und jüdischer 
Kultusgemeinden bis zu dem Ende des Kalen- 
derjahres, in dem die schon vor dem 1. April 
1938 nach landesgesetzlichen Vorschriften gel- 
tenden Grundsteuerbefreiungen abgelöst wer- 
den. Die Ablösung wird durch besonderes Ge- 
setz geregelt." 


Artikel 2 

Artikel 1 ist erstmals für das Kalenderjahr 1966 
anzuwenden. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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